

        

            

                

            

        




 

   

   







 Frank W. Haubold 


      


    Heimsuchung 


      


    Deutschland im Wahn 


      


      


      


     


      


      


      


    [image: elacerta2] 


    








   










      


    © März 2020 by Edition Lacerta 


    Alle Rechte vorbehalten  


      


    Titelbild: Pieter Bruegel d. Ä. „Die tolle Grete“  


    Layout & Umschlaggestaltung: S & L Meerane 






ISBN: 978-3-96633-308-5


Verlag GD Publishing Ltd. & Co KG, Berlin


E-Book Distribution: XinXii


www.xinxii.com


[image: logo_xinxii]



      


    








   









Frank W. Haubold wurde 1955 in Frankenberg (Sachsen) geboren. Nach dem Abitur studierte er Informatik und Biophysik in Dresden und Berlin. Seit 1989 schreibt er Romane, Erzählungen und Kurzgeschichten unterschiedlicher Genres (Science Fiction, Phantastik, Gegenwart) und gewann mehrere Literaturpreise. Einige seiner Erzählungen wurden übersetzt und erschienen u. a. in Russland, Irland, Italien und den USA. Zuletzt erschien der Mystery-Thriller Dämonenstadt (2020). Seit einigen Jahren engagiert sich der Autor auch politisch durch Artikel und Blogbeiträge für diverse unabhängige Medien. 


      


    








   









Redaktionelle Vorbemerkung 


      


    Die Mehrzahl der nachfolgend zusammengestellten Beiträge erschien zuvor in den Angeboten alternativer Medien, unter anderem in der Online-Ausgabe des libertären Magazins „eigentümlich frei“. 


    








   









 


      


    „Wenn alle Institutionen zweifelhaft oder sogar anrüchig werden und man selbst in den Kirchen nicht etwa für die Verfolgten, sondern für die Verfolger öffentlich beten hört, dann geht die sittliche Verantwortung auf den Einzelnen über oder, besser gesagt, auf den noch ungebrochenen Einzelnen.“                              


    Ernst Jünger (Der Waldgang) 


      


      


  


  




 

    Zum Geleit 


      


    Wieder sind nur zehn Monate seit der letzten Ausgabe meiner Anmerkungen zum Zeitgeschehen („Blindensturz“, 2019) vergangen, und wer geglaubt hätte, der propagandainduzierte kollektive Wahn hätte im Vorjahr in Deutschland bereits seinen Höhepunkt erreicht oder gar überschritten, wird aktuell eines Besseren belehrt.  


    Wie ich schon in der Vorausgabe schrieb, sind die Regierenden und ihre medialen Hilfstruppen fest entschlossen, Macht, Pfründen und Deutungshoheit mit allen, selbst den fragwürdigsten Mitteln gegen Kritiker zu verteidigen, notfalls auch unter Preisgabe demokratischer und rechtsstaatlicher Prinzipien.  


    Dabei schreckt man inzwischen auch nicht mehr davor zurück, demokratische Wahlen wie die des Thüringer Ministerpräsidenten rückgängig zu machen oder Gesetze durchzupeitschen, die das grundgesetzlich garantierte Recht auf freie Meinungsäußerung zur Makulatur machen.  


    So verpflichtet der Gesetzentwurf zur „Bekämpfung des Rechtsextremismus und der Hasskriminalität“ (Linksextremismus und Islamismus stellen offenbar in diesem Lande keinerlei Gefahr dar) die Anbieter sozialer Medien, verdächtige Inhalte dem BKA zu melden. 


    Selbst der eher linke Deutsche Journalisten-Verband und andere netzpolitische Gremien sehen in dem Gesetzesentwurf einen „Dammbruch in bisher nicht gekanntem Ausmaß“, der geeignet sei, „die Grundsätze unseres Rechtsstaats und unserer liberalen Demokratie zu erodieren“. Sie betrachten laut „Spiegel“ die geplanten Pflichten für die Plattformbetreiber als weitere Privatisierung der strafrechtlichen Verfolgung, die „in einer für viele Menschen kaum noch vorhersehbaren Weise die Gefahr polizeilicher Ermittlungen und strafrechtlicher Verfolgung nach sich ziehen kann“. So würde eine „Verdachtsdatenbank“ entstehen, weil „die persönlichen Daten von Hunderttausenden Bürgerinnen und Bürgern oftmals zu Unrecht bei Strafverfolgungsbehörden gespeichert werden“. 


    Das ist zweifellos richtig, aber von der Politik durchaus genau so beabsichtigt. Wenn der Bürger befürchten muss, dass seine Äußerungen in den sozialen Medien unabhängig von ihrer tatsächlichen Strafbarkeit den Strafverfolgungsbehörden zugeleitet werden, wird er sich mit kritischen Äußerungen insbesondere zu heiklen Themen wie Zuwanderung oder Islamisierung zurückhalten. Getreu dem Mao zugeschriebenen Motto „Bestrafe einen, erziehe hundert“ werden Presseberichte über die Verurteilung „rechter Hetzer“ dazu beitragen, dass sich der ohnehin zum Duckmäusertum neigende Durchschnittsdeutsche zukünftig kaum noch politisch äußert.  


    Der Deutsche Richterbund (DRB) rechnet zudem mit bis zu 150.000 neuen Verfahren pro Jahr, wofür es bundesweit rund 400 zusätzliche Staatsanwälte und Strafrichter bräuchte. Das freie Wort dürfte also zukünftig in der Bundesrepublik einen noch schwereren Stand haben als heute. 


    Doch auch die demokratischen Prinzipien und die verfassungsrechtliche Ordnung stehen inzwischen zur Disposition und werden von Kanzlerin Merkel und dem Altparteienkartell nach Belieben ignoriert und außer Kraft gesetzt. Das beanstanden inzwischen nicht nur die Opposition, sondern auch renommierte Verfassungsrechtler wie der ehemalige Präsident des Bundesverfassungsgerichtes Hans-Jürgen Papier.  


    Zitat: „Die Ereignisse um die vor wenigen Wochen stattgefundene Wahl des thüringischen Ministerpräsidenten sind ein weiteres Fallbeispiel, das einen Verlust an rechtsstaatlicher oder verfassungsrechtlicher Orientierung belegt“. Merkels Forderung während eines Staatsbesuchs in Südafrika, die Wahl des FDP-Politikers Thomas Kemmerich müsse rückgängig gemacht werden, gehe „verfassungsrechtlich nicht“. Eine Kanzlerin habe in Thüringen nichts zu sagen, „schon gar nicht kann sie eine Revision von Wahlergebnissen fordern. Als Parteipolitiker kann man einen Rücktritt des Gewählten oder eine Neuwahl des Landtags fordern, aber eine Wahl oder ein Wahlergebnis kann man sowieso nicht rückgängig machen“, so der Verfassungsgerichtspräsident weiter. Generell dürfe „die Autorität als Kanzler oder Minister nicht parteipolitisch“ missbraucht werden. Papier beanstandete ein „Politikverständnis, welches sich immer weiter von den verfassungsrechtlichen Regeln entfernt und die rechtsstaatliche Orientierung verliert“.  


    Frau Merkels gestörtes Verhältnis zu demokratischen Grundregeln ist also keine Unterstellung von rechtsgerichteten Verschwörungstheoretikern, wie gern behauptet wird, sondern wird hier aus berufenem Munde bestätigt. 


    Die Hoffnung allerding, dass das Bundesverfassungsgericht in seiner heutigen Besetzung derlei Amtsmissbrauch einen Riegel vorschiebt, ist leider unbegründet, denn die Altparteien haben es inzwischen durch ihre Besetzungspolitik geschafft, das einst von den Vätern des Grundgesetzes als Hüter der Verfassung installierte Gericht zu einem Erfüllungsgehilfen der Politik zu degradieren, der selbst die fragwürdigsten Gesetze und Verträge wie den Lissabon-Vertrag mit allenfalls kosmetischen Änderungen passieren lässt.  


    Auch die nach Ansicht renommierter Verfassungsrechtler wie Prof. Udo di Fabio rechtlich fragwürdige Dauergrenzöffnung durch die Regierung Merkel seit 2015 wurde vom Bundesverfassungsgericht nicht beanstandet, obwohl mehrere Klagen zu dieser Thematik eingereicht wurden. Dabei bediente man sich der üblichen Taktik, nicht über die Sache selbst zu entscheiden und damit Verantwortung zu übernehmen, sondern die Anträge wegen juristischen Spitzfindigkeiten abzuweisen. Das Bundesverfassungsgericht in seiner heutigen Zusammensetzung hütet so nicht etwa das Grundgesetz (in diesem speziellen Fall den Artikel 16a GG), wie es seine Aufgabe wäre, sondern behütet die Regierenden vor einer juristischen Ahndung ihrer Rechtsverstöße.     


    Doch nicht nur im Hinblick auf das Demokratieverständnis der Kanzlerin und führender Parteipolitiker waren die Vorgänge um die Ministerpräsidentenwahl in Thüringen erhellend. Sie offenbarten auch den Schulterschluss zwischen grünen und linken Politikern, den „Haltungsmedien“ und gewaltbereiten Linksextremisten, deren Drohungen gegen den gewählten Ministerpräsidenten und seine Familie schließlich zu dessen Rücktritt führten. Dass im Gefolge der Wahl im ganzen Land FDP-Einrichtungen angegriffen wurden, zeigt auch die gute Vernetzung der Akteure. Unter diesen Umständen blieb auch FDP-Chef Lindner nur das übrig, was er ohnehin am besten kann, nämlich sich öffentlich Asche aufs Haupt zu streuen und Besserung zu geloben.  


    Vor diesem Hintergrund verwundert es kaum, dass die gewalttätigen Übergriffe auf Personen, Wohnungen, Infostände, Büros und Fahrzeuge, die in Verbindung zur AfD stehen, dramatisch zunehmen, da die Urheber in den seltensten Fällen gefasst und so gut wie nie rechtskräftig verurteilt werden.  Es fällt schwer, hinter der Zurückhaltung von Polizei und Justiz gegenüber Tätern, die zweifellos dem linksextremen Bereich zuzuordnen sind, keine Methode zu sehen, erst recht, wenn man weiß, dass linksradikale Vereine und Organisationen vom Staat im Rahmen des „Kampfes gegen rechts“ direkt oder indirekt mit Millionensummen gefördert werden.  


    Dafür arbeitet man fleißig daran, den Verfassungsschutz als einstmals parteipolitisch neutrale Behörde in ein Repressionsinstrument des Parteienstaates umzuwandeln, im Stil einer Staatssicherheit 2.0. Im rot-rot-grün regierten Thüringen ist man auf diesem Weg schon ein gutes Stück vorangekommen, indem man den umtriebigen Multifunktionär Stephan Kramer zum Präsidenten des Thüringer Verfassungsschutzes ernannte, obwohl er die vorgeschriebene Befähigung zum Richteramt nicht besitzt. Dafür ist Kramer Mitglied im Stiftungsrat der linkslastigen Amadeu Antonio Stiftung, die von einer ehemaligen Stasi-Zuträgerin geleitet wird (!). Dieser Herr ordnete als eine seiner ersten Amtshandlung die Einstufung der AfD als „Prüffall“ an und überging in seinem Eifer nach Angaben eines Mitarbeiters sogar das zuständige Referat „Rechtsextremismus“ der eigenen Behörde! Das ist offenbar das Rechtsverständnis, das der Parteienstaat bundesweit beim Verfassungsschutz sehen möchte, weshalb auch in Sachsen Bestrebungen im Gange sind, den Amtsinhaber abzulösen und durch einen willfährigen Apparatschik zu ersetzen. 


    Beim Kölner Bundesamt für Verfassungsschutz hat man das ja längst geschafft, indem man den honorigen und unabhängigen Amtsträger Hans-Georg Maaßen nach einer beispiellosen medialen Hexenjagd in den Ruhestand versetzte und durch den Frau Merkel treu ergebenen Parteisoldaten Thomas Haldenwang ersetzte. Auch Haldenwang hatte, kaum im Amt, nichts Eiligeres zu tun, als die AfD öffentlich als „Prüffall“ zu bezeichnen und damit beim Wähler zu diskreditieren. Dem schob dann allerdings das Kölner Verwaltungsgericht einen Riegel vor, indem es erklärte, es sei „rechtswidrig und auch unverhältnismäßig“ gewesen, öffentlich von einer Bearbeitung der Partei als „Prüffall“ zu sprechen. Dies habe eine „negative Wirkung“ auf die Partei, und eine Rechtsgrundlage dafür gebe es nicht. Dennoch sind sowohl Haldenwang als auch Kramer natürlich nach wie vor im Amt, denn wer Merkel bedingungslos folgt, hat in diesem Lande Narrenfreiheit. 


    Auch wenn momentan die Ausbreitung des Corona-Virus nun auch in Deutschland die Schlagzeilen bestimmt, gibt es keinerlei Anlass anzunehmen, dass die Regierenden und ihre medialen Erfüllungsgehilfen in ihren Bestrebungen nachlassen werden, die Bundesrepublik in ein ökologisch-multikulturelles „Paradies“ zu verwandeln, selbst um den Preis der weiteren Spaltung der Gesellschaft bis hin zu bürgerkriegsähnlichen Szenarien und der Zerstörung der wirtschaftlichen Grundlagen. Die Energiewirtschaft und die Automobilindustrie sind nur die ersten Opfer dieses Wahns. Wieder einmal soll am deutschen Wesen die Welt oder doch wenigstens das Weltklima genesen, was rational betrachtet zwar völliger Unsinn ist, aber das hat die obrigkeitshörigen und leichtgläubigen Deutschen ja noch nie davon abgehalten, den Weg Richtung Abgrund bis zum bitteren Ende zu gehen. 


    Eine ebenso komprimierte wie treffende Beschreibung dieses galoppierenden Wahnwitzes lieferte der Autor Dirk Maxeiner erst kürzlich auf der „Achse des Guten“: 


    „Die Intelligenzwende ist vollzogen, das Land in einem Zustand grenzenlosen Irreseins. Die Region gilt in anderen Teilen Europas und der Welt mittlerweile als geschlossene Anstalt mit offenen Grenzen. Die Insassen sehen zwar keine weißen Mäuse, aber überall Nazis. Nicht nur im eigenen Land, sondern auch darum herum … Derzeit sind starke Halluzinationen zu beobachten. Beispielsweise wollen die Insassen durch das Aufstellen von Windrädchen und das Abfackeln ihrer Autoindustrie den Rest der Welt retten. Sie wollen elektrisch fahren und knipsen ihre Kraftwerke aus. Sie ruinieren die Bauern, damit Lebensmittel teurer werden. Sie wollen keine Kinder mehr kriegen und damit künftige Generationen retten. Sie glauben sie seien Vorreiter und merken nicht, dass niemand hinterher reitet. Die Welt, die sie retten wollen, wartet derweil in Ruhe ab, bis die Irren über die Klippe springen und man die Konkursmasse günstig übernehmen kann. Ihr Parlament hat mittlerweile 709 Mitglieder, aber nur noch eine erlaubte Meinung. Das, so sagen sie, wäre eine wehrhafte Demokratie.“ 


    Dazu muss man allerdings anmerken, dass Dirk Maxeiner freier Publizist ist und kein als Journalist getarnter Propagandist wie das Gros seiner Kollegen. Außerdem gehört er mit Geburtsjahr 1953 zu jenen bösen alten weißen Männern, die bekanntlich für alle Übel dieser Welt verantwortlich sind. Aber Abhilfe naht, wie Fridays For Future Germany erst kürzlich bezüglich der älteren Generation hoffnungsfroh verkündete: „Die sind doch eh bald nicht mehr dabei.“ 


    Die geschmacklosen „Scherze“ dieser Klientel (teilweise sogar auf Zwangsgebührenzahlerkosten) über die höhere Sterblichkeit älterer Menschen an einer Covid-19-Infektion verdeutlichen, wie es um das Weltbild und die Empathie dieser Herrschaften bestellt ist.  


    Noch ist zum gegenwärtigen Zeitpunkt (Mitte März) nicht absehbar, wie sich die Covid-19-Pandemie in den nächsten Wochen und Monaten entwickeln wird, aber allein das zögerliche Handeln der Bundesregierung und die verspäteten Grenzschließungen dürften für Tausende zusätzliche Krankheitsfälle mit teils dramatischen Folgen mitverantwortlich sein.  


    Wie wird dieses Gemeinwesen aufblühen, wenn erst die Baerbocks und Cheblis, die Kühnerts und Neubauers die Geschicke dieses Landes lenken, ohne von reaktionären Altlasten in ihrem klimarettenden und antirassistischen Eifer gebremst zu werden. Das werden dann allerdings andere übernehmen, für die Toleranz und Religionsfreiheit Fremdwörter sind… 


    Freiheitlich denkenden Menschen kann man nur den Rat geben, ihre Pässe rechtzeitig erneuern zu lassen, Papiergeld gegen Edelmetalle oder andere leicht transportable Sachwerte einzutauschen und Fremdsprachen zu lernen. Denn wie die Geschichte lehrt, folgen die Deutschen ihrer Obrigkeit – und sei es auch die unfähigste, verantwortungsloseste und wahnwitzigste – so lange klag- und widerstandslos, bis alles in Scherben liegt. Nur wird dieses Mal keiner mehr da sein, der sie aufsammelt.  


    Natürlich ist das traurig, aber ich muss auf der anderen Seite auch zugeben, dass ich es allmählich müde bin, mir Jahr um Jahr die Finger wundzuschreiben, während die Lemminge nur um so energischer dem Abgrund entgegenstreben. Ein Sprichwort sagt: „Wie man sich bettet, so liegt man.“ Das gilt nun einmal auch für jene, denen die Propaganda den Verstand geraubt hat. Schade, aber offenbar nicht zu ändern… 


      


    








   









 


    9. Juli 2019 


      


   






 Vom Ende einer Stadt 


    Ein trauriges Märchen 


      


    Es war einmal eine Stadt, die lag jenseits des großen Flusses umgeben von Wäldern und fruchtbaren Auen. Die Stadt hatte gute Zeiten erlebt und schlechte, aber seit dem letzten Krieg, der in Niederlage und Schande geendet hatte, lebte sie nun schon seit Dezennien in Frieden mit ihren Nachbarn, und viele der alten Wunden waren vernarbt. 


    Die Bürger der Stadt waren fleißig, und die Waren, die sie in ihren Werkstätten fertigten, waren überall gefragt und brachten gutes Geld im Verkauf. So war die Stadt wieder zu Wohlstand gekommen, und die Stadtkasse war so reich gefüllt, dass auch die Alten und Kranken keinen Mangel zu leiden hatten, die meisten jedenfalls, und so hatten Unruhestifter einen schweren Stand. Die braven Bürger kümmerten sich ohnehin nur um ihre Arbeit, ihr Auskommen und ihr Heim und waren, auch wenn sie es selten zugaben, durchaus zufrieden mit ihrem Leben. 


    Das sah der Teufel, der ruhelos das Land durchstreifte, mit Unwillen, denn nichts ist dem Bösen verhasster als Menschen, die in Eintracht und Wohlstand leben. Eben erst hatte er die Berg- und Wüstenstämme jenseits des großen Flusses gegeneinander gehetzt und blutige Ernte eingefahren, und so war ihm die wohlhabende Stadt ein besonderer Dorn im Auge. Ein Krieg wäre natürlich das probateste Mittel gewesen, das Idyll zu zerstören, nur waren die Städter des Kriegshandwerks entwöhnt, und auch die Nachbarn erinnerten sich zu genau an das letzte Blutvergießen, als dass sie den Drang zu neuerlichen Waffengängen verspürt hätten. 


    Also sann der Teufel auf andere Ränke, und nachdem er sich ein wenig im Städtchen umgehört hatte, stand sein Plan auch schon fest. Denn die Städter waren in ihrer Mehrzahl zwar fleißig und gesetzestreu, aber – wie er sofort erkannt hatte – auch entwurzelt, geschichtsvergessen und äußerst leichtgläubig. Sie vertrauten dem, was im Stadtblättchen stand oder von den Kanzeln gepredigt wurde, rückhaltlos, hatten sie doch weder Zeit noch Neigung, das Verkündete zu hinterfragen. 
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